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NDRNDR

Atommüll-Endlager: Bundesamt will schnellere SucheAtommüll-Endlager: Bundesamt will schnellere Suche

21. November 2025 17:28 Medienart: Online

Originalartikel (Online Website)

Die Suche nach einem Atommüll-Endlager zieht sich hin. Bis ein Standort feststeht, wird es noch
Jahrzehnte dauern. Kommt jetzt mehr Tempo ins Verfahren?

Der Chef der Atommüll-Bundesbehörde BASE, Michael Kühn, will die bundesweite Suche nach einem
Endlager-Standort beschleunigen. Er hat sich im Gespräch mit dem NDR Niedersachsen optimistisch
gezeigt, "bis zur Mitte des laufenden Jahrhunderts" einen Standort gefunden zu haben - also etwa bis zum
Jahr 2050. Kühn bezeichnete es als Frage der Generationengerechtigkeit, dass "diejenigen, die von der
Stromproduktion profitiert haben, am Ende auch die Lösung für die Abfälle finden." Im Moment gehen
Fachleute davon aus, dass ein Standort für ein Atommüll-Endlager erst im Jahr 2075 feststehen könnte.

Bis zum Jahr 2027 fallen weitere Regionen raus

Um das Verfahren schneller zu machen, müssten die Regeln per Gesetz geändert werden. Auch
Bundesumweltminister Carsten Schneider (SPD) hatte bereits eine schnellere Suche gefordert - er will dafür
im kommenden Jahr einen Gesetzentwurf vorlegen. Im Moment ist etwa ein Viertel der Fläche Deutschlands
noch in der Auswahl für einen Endlager-Standort. Bis zum Jahr 2027 fallen weitere Regionen raus, bis nur
noch einige wenige übrig bleiben. In Hannover tauschen sich zurzeit Bürger, Fachleute, Kommunalvertreter
und Umweltschützer über das Verfahren aus.

Endlager-Suche "auf Augenhöhe"

Es gehe darum, die Endlager-Suche "auf Augenhöhe" mit der Bürgerschaft zu organisieren, sagte
BASE-Chef Kühn. Er verwies bei der Veranstaltung in Hannover auf das gescheiterte Endlager-Projekt
Gorleben. Man müsse aus der Geschichte lernen. "Wir wünschen uns eine Aufmerksamkeit für das Thema,
dass es nicht im stillen Kämmerlein vorangeht."

Umweltschützer weiterhin nicht zufrieden

Beim Endlager-Forum informieren sich die Teilnehmer über die Regionen und die Methoden der Suche.
Umweltschützern geht die Transparenz nicht weit genug. "Wir kritisieren, dass es keine rechtliche Bindung
gibt", sagte BUND-Atomexperte Bernd Redeker. "Das, was hier beschlossen wird, hat keine
Konsequenzen." Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg erklärte, eine Beschleunigung der Suche dürfe
nicht zu Lasten der Sicherheit gehen.
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Castor-Behälter stehen in Gorleben

Deutschland sucht ein Atommüll-Endlager, in dem der strahlende Abfall für mindestens eine Million Jahre
sicher ist. Es geht um den Müll aus den deutschen Atomkraftwerken. Im Moment stehen die Castor-
Behälter in einer Halle in Gorleben - überirdisch. Weitere Zwischenlager befinden sich in ganz Deutschland.
Künftig soll der Müll tief unter der Erde lagern. Verschiedene Gesteinsarten kommen nach jetzigem Stand
dafür in Frage.
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Bremer Nachrichten Bremen (Hauptausgabe) | 22.11.2025

Mehr Tempo bei Endlagersuche
Bundesumweltminister Schneider will mit Gesetzesnovelle Verfahren beschleunigen

Hannover. Bei der Suche nach einem
Atomendlager in Deutschland will Bun-
desumweltminister Carsten Schneider
schneller vorankommen. "Eine deutli-
che Beschleunigung der Endlagersuche
ist möglich und nötig", sagte der SPD-
Politiker in einer Grußbotschaft für das
vierte Forum Endlagersuche in Hanno-
ver. Damit dies ohne Abstriche bei Si-
cherheit und Beteiligung gelingen kön-
ne, seien intensive Gespräche geführt
worden.

"Ziel ist eine zeitnahe Novelle des
Standortauswahlgesetzes", sagte der
Umweltminister. Seiner Einschätzung
nach werden das Interesse am Auswahl-
verfahren und an einer aktiven Beteili-
gung in den Regionen steigen. Daher
müsse jetzt der Grundstein für eine er-
folgreiche Partizipation gelegt werden.

Anfang November hatten die zuständi-
gen Experten die geeigneten Regionen

auf 25 Prozent der deutschen Landesflä-
che eingegrenzt. Dort seien die geolo-
gischen Bedingungen entweder für ei-
ne unterirdische Lagerung aus heutiger
Sicht geeignet oder es habe noch keine
Bewertung gegeben, teilte die BGE im
niedersächsischen Peine mit.

Besonders in Norddeutschland kom-
men derzeit noch große Teile für ein
späteres Endlager infrage – aber auch
im Süden gibt es noch mögliche Stand-
orte. Ende 2027 will die BGE Stand-
ortregionen für die oberirdische Erkun-
dung vorschlagen. Die finale Entschei-
dung über diese zu erkundenden Stand-
ortregionen trifft aber der Gesetzgeber.

Für den Umweltverband BUND muss
bei der Standortauswahl Sicherheit vor
Schnelligkeit stehen. "Es darf keine Ab-
striche bei Wissenschaftlichkeit, Trans-
parenz, Sicherheit und Beteiligung ge-
ben", sagte BUND-Chef Olaf Bandt. Al-

les andere verspiele Vertrauen und ge-
fährde das Verfahren.

BUND: Sicherheit vor Schnelligkeit

Die Vergangenheit habe bereits ge-
zeigt, dass ein übereiltes, unwissen-
schaftliches Verfahren zum Scheitern
verurteilt sei, sagte Bandt und nannte
das Scheitern in Gorleben als Beispiel.
Ein erneutes Scheitern wäre eine Kata-
strophe für heutige und zukünftige Ge-
nerationen.

Die Eingrenzung der Regionen zeigt für
den Umweltverband, dass eine wissen-
schaftsbasierte Suche im Rahmen der
Gesetze solide Ergebnisse liefern kön-
ne. Großen Nachbesserungsbedarf ge-
be es aber in der Nachvollziehbarkeit
und Allgemeinverständlichkeit, sagte
Bandt. "Die BGE muss dringend mehr
Transparenz herstellen und offene Fra-
gen klären", forderte er.
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RUNDBLICK - Politikjournal für Niedersachsen | 22.11.2025
17:41

Weblink

Worauf sich mögliche Endlager-Standorte schon jetzt
dringend vorbereiten sollten
Den 31. Dezember 2027 sollte sich
jeder, der in Niedersachsen politisch
aktiv ist, rot im Kalender markieren.
Denn spätestens an diesem Tag wird
die Bundesgesellschaft für Endlagerung
(BGE) bekanntgeben, welche Regionen
als Standort für ein Endlager für hoch-
radioaktiven Atommüll infrage kom-
men – zumindest nach Aktenlage. Dass
Niedersachsen dabei eine gewichtige
Rolle spielen wird, davon gehen ei-
gentlich alle aus. Dass sich die Behör-
de aber tatsächlich bis zum Silvester-
tag Zeit lassen wird, davon gehen die
Fachleute eher nicht aus. Der 1. Janu-
ar 2028 gilt dennoch als der offizielle
Startpunkt für das, was Christian Kühn,
der Präsident des Bundesamts für die
Sicherheit der nuklearen Entsorgung
(BASE) kürzlich in den Worten Hannah
Arendts beschrieben hat. Politik brau-
che einen „öffentlichen Raum des Han-
delns“, zitierte Kühn die in Linden (heu-
te ein Stadtteil Hannovers) geborene
Philosophin. Und im Prozess der End-
lagersuche solle diese „Polis“ durch so-
genannte Regionalkonferenzen herge-
stellt werden. Wie diese aussehen sol-
len, wurde an diesem Wochenende in
Arendts Geburtsstadt angeregt disku-
tiert. Mehr zum Thema

LBEG fordert: Wenn wir die Endlager-
suche überprüfen sollen, muss die BGE
Daten liefern

9. Nov. 2025 · Meldung · Niklas Klein-
wächter

BGE schließt weitere Endlager-Standor-
te aus

3. Nov. 2025 · Notiz · Niklas Kleinwäch-
ter

Gut 300 Teilnehmer waren am vergan-
genen Freitag und Sonnabend im Han-
nover-Congress- Centrum (HCC) zusam-
mengekommen, viele weitere verfolg-
ten das Geschehen am Bildschirm. Dass
das vierte Forum Endlagersuche nach

Mainz, Halle (Saale) und Würzburg nun
in Hannover veranstaltet wurde, sei
nicht nur die Folge einer praktischen,
organisatorischen Entscheidung gewe-
sen, betonte BASE-Chef Kühn. Vielmehr
sei die niedersächsische Landeshaupt-
stadt auch ein symbolischer Ort für die
Endlagerbewegung, in deren kollekti-
ves Gedächtnis sich Chiffren wie Gorle-
ben, Asse oder Konrad in den vergan-
genen Jahrzehnten eingebrannt hätten.
Und dass so etwas inzwischen über-
haupt möglich ist, ein Zusammentref-
fen von Behörden und Zivilgesellschaft,
von Umsetzern und Kritikern, sei „Aus-
druck eines politisch-kulturellen Wan-
dels“, den Kühn mit einem Wunder ver-
glich. Es sei eine Mammutaufgabe, vor
der die Bundesbehörden derzeit ste-
hen: Nicht nur soll in den kommenden
Jahren der beste Standort für ein Atom-
müll-Endlager gefunden werden. Der
Prozess dazu soll auch noch lernend,
selbsthinterfragend, transparent, parti-
zipativ und natürlich wissenschaftsba-
siert sein. „Kein anderes Infrastruktur-
projekt hat diese Aufgabe“, sagte Kühn
und bezeichnete die Beteiligung als
„elementaren Bestandteil“ dieses ler-
nenden Verfahrens.

Auffangen sollen diese umfassenden
Erwartungen also die Regionalkonfe-
renzen, die „unmittelbar“ nach der Be-
kanntgabe der Standortregionen gebil-
det werden sollen. Aber wie soll das
gelingen? Zunächst versucht die BGE
auf dem Weg dahin, die Aufmerksam-
keit nicht zu stark abflachen zu lassen.
Kürzlich wurde ein Zwischenstand ver-
öffentlicht, in dem erstmals Regionen
türkis gekennzeichnet waren. In die-
sen Gebieten dürfte das Interesse am
Verfahren schlagartig gestiegen sein.
Die ersten Prüfschritte der sogenann-
ten „repräsentativen vorläufigen Si-
cherheitsuntersuchung“ wurden in die-
sen Regionen bestanden: Es spricht
dort also bislang nichts dagegen, der-
einst ein Endlager zu errichten. Zur Erin-
nerung: In Niedersachsen trifft das vor
allem auf die Region Hannover und den

Landkreis Peine zu, aber auch weiter
westlich in den Landkreisen Schaum-
burg, Diepholz, Osnabrück und Ems-
land finden sich türkise Flächen. Im
kommenden Jahr wird die BGE erneut
einen Zwischenstand veröffentlichen.
Zudem soll, wie erst vor wenigen Wo-
chen bekannt wurde, auch im Früh-
jahr 2027 noch ein letzter Zwischen-
stand herausgegeben werden, bevor
Ende des Jahres dann die finale Karte
erscheint.

„Die Regionalkonferenzen brauchen
unsere ganze Zuwendung“, sagte Asta
von Oppen beim vierten Endlager-Fo-
rum in Hannover. Die erfahrene Aktivis-
tin aus Gorleben beäugt das Auswahl-
verfahren streng. Wird nach Beschleu-
nigung verlangt, mahnt sie die Beteili-
gung an, die gründlich ablaufen müs-
se. „Wir müssen die Konferenzen jetzt
vorbereiten, auch wenn sie erst 2028
beginnen.“ Entscheidend sei es, die Be-
wohner der möglichen Standortregio-
nen in die Lage zu versetzen, „mit ih-
ren Fragen den Finger in die Wunde zu
legen, damit es in späteren Zeiten kei-
ne Rücksprünge geben muss, weil Feh-
ler gemacht wurden.“ Die behördliche
Aufsicht der Arbeit der BGE liegt zwar
beim BASE – doch die Endlager-Aktivis-
ten vertrauen nicht auf den Staat allein.
Ein entscheidendes Instrument der Be-
wohner der Standortregionen wird da-
her der sogenannte Nachprüfungsan-
trag sein. Sind die Regionalkonferenzen
erst einmal arbeitsfähig, beginnt für sie
eine Frist von sechs Monaten, binnen
derer ein entsprechender Antrag einge-
reicht werden kann.

Beim Endlager-Forum in Hannover er-
klärte in diesem Zusammenhang Se-
bastian Stransky, der zuständige Ab-
teilungsleiter im BASE, dass seine Auf-
sicht jeden dieser Anträge prüfen wer-
de. Das Ziel sei es zwar, dass Ende 2027
ein Vorschlag ganz ohne Mängel vor-
gelegt wird. Dass dies gelingt, bezwei-
feln aber nicht nur die engagierten Bür-
ger, sondern auch die Behörde selbst
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räumt ein, dass Fehler passieren kön-
nen. Das BASE prüfe dann, ob es sich
bei dem gemeldeten Mangel tatsäch-
lich um einen solchen handelt und falls
ja, ob dieser zwingend behoben wer-
den muss, weil sonst der weitere Pro-
zess beeinträchtigt wäre. Jeder gemel-
dete Mangel, versicherte Stransky, wer-
de dokumentiert und anschließend in
die Empfehlung der Behörde mit ein-
fließen. Diese Empfehlung soll schließ-
lich vom Bundesumweltministerium in
einen Gesetzestext überführt werden,
den der Bundestag dann beschließen
kann. Erst dann wird die übertägige Er-
kundung der Standortregionen begin-
nen. Es liegt ab diesem Punkt noch im-
mer ein gutes Wegstück vor dem Ziel,
einen Endlager-Standort gefunden zu
haben.

In den möglichen Standortregionen
stellt sich derweil schon jetzt die Fra-
ge, wie die Bewohner „vom Laien zum
Geologen“ werden können, wie es Ma-
ximilian Hipp vom Planungsteam des
Endlager-Forums formulierte. Antwor-
ten dazu gab Ina Stelljes, die im BASE
die Abteilung für Beteiligung leitet.
Man beginne mit der Informationsar-
beit frühzeitig, sagte sie. Und auch
das Endlager-Forum sei ja ein Format,
das beispielsweise interessierte Bewoh-
ner über die verwendete Methodik
oder ähnliches aufklärt. Sobald der Vor-
schlag für die Standortregionen schließ-
lich auf dem Tisch liegt, werde die Be-

hörde aktiv mit der Informationsarbeit
vor Ort beginnen. Die Regionalkonfe-
renzen seien dann der Ort, an dem der
Bedarf nach Diskussion in einem struk-
turierten Rahmen geboten werden kön-
ne. Die Konferenzen hätten dann auch
den rechtlichen Anspruch, sich wis-
senschaftliche Unterstützung zu holen.
Auch seien spezielle Bildungsprogram-
me in Planung, die sich an jene Men-
schen richten, die sich vor Ort einbrin-
gen möchten. Das Endlager-Verfahren
in der Schweiz habe dafür gute Vorla-
gen geliefert, meint Stelljes.

An zwei weiteren Hilfestellungen für
die Standortregionen werde aktuell au-
ßerdem noch gearbeitet. Das eine sei
ein Handbuch, das wie eine Gebrauchs-
anweisung dabei helfen soll, die Betei-
ligungsverfahren vor Ort aufzubauen.
Stelljes erläuterte auf Nachfrage, dass
darin rechtliche Regelungen dargelegt
und Empfehlungen zum Ablauf der
Vollversammlungen abgegeben wer-
den. Zudem soll es eine Muster-Ge-
schäftsordnung geben, damit nicht in
jeder Region bei null angefangen, son-
dern die Arbeitsfähigkeit schnell herge-
stellt werden kann. Das Handbuch wer-
de nun bis zum Herbst 2027 erarbeitet.
Dabei sollen bereits in dem Erstellungs-
prozess auch die Impulse von kommu-
nalen Vertretern und der allgemeinen
Öffentlichkeit aufgenommen werden.
Die Akteure vor Ort spielen für den spä-
teren Beteiligungsprozess ohnehin eine

entscheidende Rolle, wie Stelljes weiter
ausführte.

Als zweite Hilfestellung für die regiona-
len Verfahren sollen daher sogenann-
te Prozessbegleiter in den Regionen
den Austausch mit der Kommunalpoli-
tik, den Verbänden und Kammern pfle-
gen. Dazu wird die BASE nach der Vor-
stellung der Standortkarte die geologi-
sche Abgrenzung mit den Grenzen der
politischen Körperschaften abgleichen
und dann rasch auf eine Vernetzung
drängen. Wie genau die Prozessbeglei-
tung organisiert sein soll, sei derzeit al-
lerdings noch nicht klar. Sicher ist aller-
dings, dass das BASE vor Ort Geschäfts-
stellen errichten wird, die administra-
tive Funktionen, die Moderation von
Veranstaltungen oder die Organisation
von Prozessen übernehmen werden.

Zwei Forderungen gab Asta von Op-
pen dem BASE-Team dann noch mit auf
dem Weg: Die Bewohner der Standort-
regionen sollten nicht auf sich allein ge-
stellt bleiben. Zum einen sollte es ei-
ne nationale Unterstützung aus der Zi-
vilgesellschaft geben können. Zum an-
deren müsse zeitnah ein Expertenpool
aufgebaut werden, damit auch ausrei-
chend Wissenschaftler beraten können.
Im Sinne der Unabhängigkeit sollten
diese aber nicht vom BASE kommen.
So weit reicht das Vertrauen eben noch
nicht.
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Isenhagener Kreisblatt | 22.11.2025

Endlager: „Wittingen ist noch drin“
Einbunkern von Atommüll: Diese Orte im Kreis sind bei der Suche noch im Rennen

Landkreis Gifhorn – Die Endlagersuche
ist im vollen Gange. Überall in der Bun-
desrepublik, fast auf der Hälfte der Lan-
desfläche, wird derzeit nach geeigne-
ten Standorten gesucht, an denen in
noch weiter Zukunft hochradioaktiver
Abfall gelagert werden kann. Auch der
Landkreis Gifhorn ist noch nicht aus
dem Rennen, wie Antje Präger, Fach-
bereichsleiterin Umwelt, jetzt dem Bau-
und Umweltausschuss erklärte.

Derzeit wird das Land anhand von Kar-
ten zur Bodenbeschaffenheit überprüft
und in verschieden geeignete Gebiete
aufgeteilt. Einige Flächen im Landkreis
sind noch grau – das bedeutet, sie sind
noch nicht in das Kataster eingepflegt,
wie Präger erläuterte. Andere sind be-
reits ausgeschlossen.

Im Nordkreis befinden sich Salzstö-
cke, die grundsätzlich geeignet sind,
im Gegensatz zu anderen Bodenschich-
ten. „Wittingen ist noch drin“, erklärte
Präger. Die benachbarten Altmark-Orte
Nettgau und Waddekath sind dagegen
bereits ausgeschlossen. Auch im Süd-
westen des Landkreises liegt ein Areal
mit Tongestein, das die ersten beiden
Testphasen überstanden hat und eben-
falls noch geeignet sein könnte, genau-
er gesagt in den Gemeinden Hillerse

und Leiferde sowie einem Teil der Ge-
meinde Meinersen.

In der ersten Phase der Untersuchun-
gen, die aus mehreren Teilen besteht,
wird lediglich die geologische Beschaf-
fenheit berücksichtigt, erklärte Präger.
Wohnbebauung spiele da gar keine
Rolle, das werde in späteren Schrit-
ten in Augenschein genommen. Das für
die ersten Untersuchungen verwende-
te Kartenmaterial ist 5 bis 50 Jahre alt,
sagte sie auf Nachfrage. „Das ist für die
Geologie ein sehr kleiner Zeitraum, so-
dass die Karten noch aktuell sind.“ Das
künftige Endlager muss eine bestimmte
Größe und dann mindestens 300 Meter
Erdschicht über sich haben. Es gibt di-
verse Ausschlusskriterien. Eine Erdwär-
mebohrung etwa würde ein Endlager
stören.

Anfang 2027 werde man schlauer sein,
welche Flächen im Land aus geologi-
scher Sicht geeignet sind. Die Bundes-
gesellschaft für Endlagerung (BGE) wer-
de dann bundesweit sechs geeignete
Standorte benennen. Daraufhin wer-
den die Ergebnisse 2028 vom Bundes-
tag überprüft, der dann Gesetze und Er-
lasse beschließen muss, damit die Pha-
se 2, die übertägige seismische Unter-
suchung, durch das Bundesamt für die

Sicherheit der nuklearen Entsorgung
(BASE) erfolgen kann.

Am Ende sollen dann noch zwei Stand-
orte übrigbleiben, wo ein Bergwerk ge-
baut werden soll für untertägige Un-
tersuchungen. Dann wird es auch Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und Regional-
konferenzen in den betroffenen Gebie-
ten geben.

Begonnen hatte die Endlagersuche be-
reits 2017, nun sei man am Übergang
zu Schritt zwei in Phase eins, fass-
te Präger zusammen. „Deswegen gibt
es auch keinen Grund, einen Riesen-
aufriss zu machen. Aber wir sollten
die Entwicklung aufmerksam beobach-
ten.“ Laut Fernsehberichten mit der
endgültigen Einlagerung in ein Endla-
ger wohl um die Jahrhundertwende zu
rechnen. Der Müll soll dort eine Millio-
nen Jahre strahlen, in den ersten 500
Jahren aber rückholbar sein. Der ge-
samte Prozess, je näher er dem En-
de kommt, werde wohl auch Protes-
te vor Ort hervorrufen, sagte Präger.
Informationen und Newsletter gibt es
während der gesamten Endlagersuchte
unter https://www.bge.de/de und ww-
w.base.bund.de.BURKHARD OHSE
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Berliner-Zeitung.de | 21.11.2025 21:19
Weblink

Die EU rügt Deutschlands Endlager-Strategie – und nun legt eine Ingenieursgruppe eine radikal
neue Kostenrechnung vor. Für Merz wächst der Druck, den Kurs zu ändern.

14 Milliarden Euro: Ingenieure berechnen für Merz die
Atommüll-Kosten neu
Die EU rügt Deutschlands Endlager-Strategie – und nun legt eine Ingenieursgruppe eine radikal
neue Kostenrechnung vor. Für Merz wächst der Druck, den Kurs zu ändern.

Längst ist klar, dass die Suche nach
einem Endlager und die Entsorgung
der radioaktiven Abfälle für Deutsch-
land teuer werden – erst recht seit
dem Atomausstieg. Die Ampel-Regie-
rung rechnet für die atomare Entsor-
gung bis 2100 mit rund 170 Milliarden
Euro.
Nun stellt eine Ingenieurs- und Physi-
kergruppe die offiziellen Kostenschät-
zungen offen infrage. Das Team um
den Endlagerplaner Volker Goebel vom
privaten DBHD-GDF Institute, einem
Ingenieurbüro für Endlagerkonzepte,
kommt in eigenen Berechnungen auf
lediglich 14,3 Milliarden Euro – verteilt
über Jahrzehnte ab 2028.

Die Kalkulationen, die der Berliner Zei-
tung vorliegen, wurden am Donners-
tag auch an die neue Bundesregierung
übermittelt. Sie werfen zentrale Fragen
auf: Wie teuer muss eine deutsche End-
lagerinfrastruktur tatsächlich werden?
Und folgt der bisherige technische An-
satz der BGE noch den richtigen Prämis-
sen?

Ingenieurgruppe legt Alternativrech-
nung für Endlagerkosten vor
Deutschland steht vor einer neuen
Kosten-Debatte um seinen Atommüll:
Schon heute verursacht die Zwischen-
und Endlagerung jährlich Milliarden
aus dem Umweltetat. Nach Schätzun-
gen von Bundes- und Landesbehörden
droht damit weitaus mehr als 24 Milli-
arden Euro, die die Kraftwerk-Betreiber
in den Entsorgungsfonds (KENFO) ein-
gezahlt haben, allein für den Bau und

Betrieb von Lagern aufzugehen – mit of-
fenem Ende nach oben. Die Gruppe von
Ingenieuren und Physikern hält dage-
gen: Aus ihrer Sicht wäre ein alternati-
ves Modell deutlich günstiger.

Die Bundesregierung folgt bislang dem
im Standortauswahlgesetz und Natio-
nalen Entsorgungsprogramm (NaPro)
festgeschriebenen Pfad: Zuerst soll in
einem langwierigen Suchverfahren ein
„bestmöglicher“ Standort für ein tiefen-
geologisches Endlager für hochradioak-
tive Abfälle gefunden werden, erst da-
nach wird die konkrete Bauweise fest-
gelegt. Die Bundesgesellschaft für End-
lagerung (BGE) setzt dabei seit Jahr-
zehnten auf ein Standardmodell: ein
Schacht links, ein Schacht rechts, dazwi-
schen kilometerlange horizontale Stre-
cken, in die 60-Tonnen-Behälter ein-
gebracht werden sollen – ein Projekt
mit gewaltigen Bauvolumina, hohen
Sicherheitsauflagen und entsprechend
hohen Kosten.

Hinzu kommt ein historischer Ballast:
alte Projekte wie die Schachtanlage
Konrad in Salzgitter oder „die Asse“
in Wolfenbüttel (beide in Niedersach-
sen) haben sich als technisch problema-
tisch oder politisch kaum vermittelbar
erwiesen, meint Ingenieur Goebel auf
Anfrage der Berliner Zeitung. Gleichzei-
tig würden sie im offiziellen Programm
weitergeführt, weil es kaum Alterna-
tiven gebe. „Verzögerungen, Nachbes-
serungen, Wasserzutritte in bestehen-
den „nassen“ Untertagebauwerken und
neue Sicherheitsanforderungen treiben

die Planungen immer wieder nach
oben“ – aus Schätzungen im zweistelli-
gen Milliardenbereich. Sie seien längst
zu Szenarien geworden, in denen Ge-
samtkosten von „100 bis 200 Milliarden
Euro nicht mehr ausgeschlossen“ wür-
den.

Die Gegenrechnung der Ingenieure
zum Atommüll
Hier setzt das Bündnis um den Endla-
gerplaner Goebel an. Das Konsortium
aus zwölf Ingenieuren und Physikern
– darunter Fachleute wie der ehemali-
ge Paderborner Physik-Hochschullehrer
Gerhard Herres und Elektroingenieur
Lutz Hillebrand – hat ein eigenes natio-
nales Entsorgungsprogramm („NaPro“)
erarbeitet. Nach dessen Kalkulationen
ließe sich die gesamte deutsche End-
lagerinfrastruktur für rund 14,3 Milli-
arden Euro realisieren – verteilt über
44 Jahre, also im Schnitt etwa 325 Mil-
lionen Euro pro Jahr ab 2028. Für den
angeschlagenen Bundeshaushalt wäre
das eine erhebliche Entlastung für den
Bundeshaushalt.

Der Vorschlag sieht vier Endlager vor:
zwei Anlagen für mittel- und schwach-
radioaktive Abfälle (MLW/LLW) zu je-
weils 0,9 Milliarden Euro und zwei für
hochradioaktiven Abfall (HLW) zu je-
weils 1,3 Milliarden Euro. „Hinzukom-
men müssten die Kosten für die Kon-
ditionierung und Behälterbefüllung –
etwa in La Hague in Frankreich – so-
wie Bahntransporte und Kompensatio-
nen für Anwohner“, so Goebel, die in
der Schätzung bereits mitgedacht sei-
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en. Im Vergleich zu den laufenden offi-
ziellen Planungen, bei denen allein ein
Großprojekt schnell im Bereich von 35
Milliarden Euro und mehr landen könn-
te, versteht sich das Ingenieursmodell
als „Sparprogramm mit höherer Sicher-
heit“.

Kritik am bisherigen Endlager-System
Die Ingenieure kritisieren weniger ein-
zelne Behördenmitarbeiter als die Lo-
gik des Systems. Aus ihrer Sicht ha-
ben sich BGE und Aufsichtsbehörden
ein bürokratisches Universum geschaf-
fen, das gut bezahlte Stellen und Auf-
gaben produziert, aber wenig greif-
bare Fortschritte. Ein „Endlager-Tan-
ker“ sei in Fahrt, der seit Jahrzehnten
mit denselben Grundannahmen unter-
wegs sei, obwohl sich Technik, Geo-
logie- und Sicherheitsverständnis wei-
terentwickelt hätten. „Früher wäre wir
als Systemgegner verstanden worden.
Doch heute erwacht der Reformwille
und vielleicht hört man uns mal zu“, so
Goebel.

Sein für den Anlass vor 14 Jahren ge-
gründetes Institut DBHD GDF versteht
sich als Schwarmintelligenz aus radio-
aktivitäts-affinen Wissenschaftlern, die
für die Sache brennen. Legitimität zu-
gesprochen hat man ihnen von Regie-
rungsseite noch nicht. Die Fakten sehen
sie als Grundlage.

Hart geht das Bündnis auch mit der po-
litischen Strategie ins Gericht. Nach ih-
rer Lesart wurde die europäische Richt-
linie missverstanden: Statt zunächst ei-
ne überzeugende, wissenschaftlich be-
lastbare Methode festzulegen und die-
se dann in einem geeigneten geo-
logischen Fenster umzusetzen, habe
Deutschland die Reihenfolge umge-
dreht und sich auf die Suche nach ei-
nem „perfekten“ Punkt auf der Land-
karte gemacht. „Herausgekommen ist
eine Karte mit Tausenden potenziellen
Endlager-Standorten, die sich kaum un-
terscheiden – und ein Suchprozess, der
Jahrzehnte dauern soll.“

Der alternative Ansatz: tief, trocken,
Salz

Kern von Goebels Konzept ist die Rück-
besinnung auf Erfahrungen mit Salzfor-
mationen. In der Vergangenheit galt
Steinsalz als problematisch, weil es
„fließt“ und sich über lange Zeiträume
verformt. Die Ingenieure verweisen je-
doch auf Beispiele wie das historische
Bergwerk Siegmundshall (Niedersach-
sen), in dem sich bei einer Bohrung
der Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe (BGR) im März ge-
zeigt habe, dass Salz Gase und Flüssig-
keiten zuverlässig einschließen kann,
wenn bestimmte Tiefen und Schichtab-
folgen eingehalten werden.

Auch die bundeseigene BGE führt da-
zu ein offizielles Protokoll. In etwa 1200
Metern Tiefe liege ein geeigneter Hori-
zont, 350 Meter tiefer folge eine geo-
logische Barriere, die das System nach
unten gasdicht abschließe – die darüber
kriechenden Salzschichten würden das
Lager gewissermaßen „von selbst“ ver-
schließen.

Anstatt extrem langer Tunnel und kom-
plizierter Schachtanlagen setzen die In-
genieure auf eine kompaktere Bauwei-
se mit vertikalen Bohrungen und deut-
lich geringeren Hohlraumvolumen. Mo-
derne Bohrtechniken sollen es ermög-
lichen, tief in trockene, stabile Schich-
ten vorzudringen, Endlagerbehälter in
Bohrlöcher einzubringen und diese
kontrolliert zu verfüllen. Das soll nicht
nur kostengünstiger sein, sondern aus
Sicht der Initiatoren auch sicherer, weil
weniger Infrastruktur über Jahrhunder-
te offen gehalten und überwacht wer-
den müsse.

Das Großprojekt Atomendlager-Suche
machte Anfang November nach Regie-
rungsangaben einen weiteren Schritt
nach vorn: Nach jüngster Einschät-
zung der Bundesgesellschaft für End-
lagerung (BGE) kommen noch 25 Pro-
zent der deutschen Landesfläche für
ein mögliches Endlager in Frage - im
vergangenen Jahr waren es noch 44
Prozent gewesen. Die Experten sieben
in einem mehrstufigen Prozess immer
mehr Regionen aus. Für Experten ist
dieses Vorgehen sehr langsam.

Vorwurf der Expertengruppe: „Fal-
sches, nasses, teures“ Bauen
Das Bündnis wirft der Bundesregierung
vor, trotz der EU-Mahnschreiben im
Jahr 2022 am alten Kurs festzuhalten.
Ein laufendes Vertragsverletzungsver-
fahren aus Brüssel gegen Deutschland
kritisiert insbesondere, dass das bishe-
rige nationale Entsorgungsprogramm
fachlich lückenhaft ist und zu wenig
belastbare, langfristige Lösungen prä-
sentiert. Die Ingenieure sehen darin ei-
ne Chance: Ihr „NaPro“ wird ausdrück-
lich so formuliert, dass es sich als me-
thodische Ergänzung in den europäi-
schen Rahmen einfügen ließe, ohne ei-
nen konkreten Standort vorwegzuneh-
men.

In einer ausführlichen Mail an alle Ka-
binettsmitglieder, die der Berliner Zei-
tung vorliegt, legen die Ingenieure ih-
re Zahlen und Überlegungen dar – und
liefern der Regierung gleich einen Text-
vorschlag mit. Die Bundesregierung sol-
le gegenüber Bundestag und EU klar-
stellen, dass es mit der sogenann-
ten DBHD-Methode (dem von Goebel
entwickelten Bohr- und Endlagerkon-
zept) einen neuen Ansatz gebe, der
geprüft und weiterentwickelt werden
solle. Wichtig sei, dass im offiziellen
Entsorgungsprogramm nicht länger der
Eindruck entstehe, es gebe nur eine Li-
nie, nämlich die der BGE.

Politisch brisant ist vor allem der Kos-
tenteil: Legt man die 14,3 Milliarden
Euro für das Gesamtpaket zugrunde,
könnten die jährlichen Aufwendungen
in einer Größenordnung bleiben, die
auch in einem angespannten Bundes-
haushalt darstellbar wäre. Goebel rich-
tet einen Appell an Merz: „Handeln Sie
noch während ihrer Amtszeit. Sie ver-
trödeln sonst Jahrzehnte.“ Bleibt die
Regierung dagegen bei Großprojekten
nach bisherigem Muster, weit höhere
Summen drohen – in einer Situation,
in der der Merz-Koalition mit Schul-
denbremse, teuren Sozialversprechen
und großen Investitionslücken ohnehin
kaum Luft bleiben würde.
Haben Sie Feedback? Schreiben Sie uns
gern! briefe@berliner-zeitung.de
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BUND will keine Abstriche bei Endlagersuche zulassen
(Foto Archiv)
Wie kommt die Suche nach einem End-
lager für Atommüll voran? In Hannover
steht eines der wichtigsten Umweltpro-
jekte des Landes im Fokus. Für den Um-
weltverband BUND stehen die Maßstä-
be fest.

Hannover (dpa) - Bei der Suche nach
einem Atomendlager in Deutschland
muss für den Umweltverband BUND Si-
cherheit vor Schnelligkeit stehen. «Es
darf keine Abstriche bei Wissenschaft-
lichkeit, Transparenz, Sicherheit und
Beteiligung geben», sagte der BUND-
Vorsitzende, Olaf Bandt. Alles andere
verspiele Vertrauen und gefährde das
Verfahren.

Der BUND-Chef äußerte sich mit Blick
auf das vierte Forum Endlagersuche,
das von diesem Freitag an in Hannover
stattfindet. Das jährliche Treffen dient
dem Austausch zwischen interessierter
Öffentlichkeit, Zivilgesellschaft, Behör-
den, Politik, Wissenschaft und Kom-
munen. Diskutiert werden der aktuelle

Stand der Endlagersuche sowie die Auf-
sicht beim Auswahlverfahren.

Noch 25 Prozent Fläche im Rennen um
Atomendlager

Anfang November hatten die zuständi-
gen Experten die geeigneten Regionen
auf 25 Prozent der deutschen Landesflä-
che eingegrenzt. Dort seien die geolo-
gischen Bedingungen entweder für ei-
ne unterirdische Lagerung aus heutiger
Sicht geeignet oder es habe noch keine
Bewertung gegeben, teilte die Bundes-
gesellschaft für Endlagerung (BGE) im
niedersächsischen Peine mit.

Besonders in Norddeutschland kom-
men derzeit noch große Teile für ein
späteres Endlager infrage - aber auch
im Süden gibt es noch mögliche Stand-
orte. Ende 2027 will die BGE Stand-
ortregionen für die oberirdische Erkun-
dung vorschlagen. Die finale Entschei-
dung über diese zu erkundenden Stand-
ortregionen trifft aber der Gesetzgeber.

Scheitern in Gorleben als mahnendes
Beispiel

Auf dem Weg dorthin muss für den
BUND der Maßstab Sicherheit vor
Schnelligkeit bei der Bewertung blei-
ben. Die Vergangenheit habe bereits
gezeigt, dass ein übereiltes, unwissen-
schaftliches Verfahren zum Scheitern
verurteilt sei, sagte Bandt und nann-
te das Scheitern in Gorleben als Bei-
spiel. Ein erneutes Scheitern wäre für
den BUND-Vorsitzenden eine Katastro-
phe für heutige und zukünftige Genera-
tionen.

Die Eingrenzung der Regionen zeigt für
den Umweltverband, dass eine wissen-
schaftsbasierte Suche im Rahmen der
Gesetze solide Ergebnisse liefern kön-
ne. Großen Nachbesserungsbedarf ge-
be es aber in der Nachvollziehbarkeit
und Allgemeinverständlichkeit, sagte
Bandt. «Die BGE muss dringend mehr
Transparenz herstellen und offene Fra-
gen klären», forderte er.
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Dorf bleibt Kandidat für Atommüll-Endlager – doch viele Fragen bleiben offenDorf bleibt Kandidat für Atommüll-Endlager – doch viele Fragen bleiben offen

22. November 2025 19:00 Medienart: Online

Originalartikel (Online Website)

22.11.2025, 19:00 Uhr

Von: Nala Dernier

Drucken Teilen

2027 soll feststehen, ob Eitzendorf als potenzieller Endlager-Standort in Phase zwei übergeht. Viele Fragen
zur Sicherheit bleiben offen.

Eitzendorf - Eitzendorf ist nach wie vor im Rennen rund um die Suche nach einem Standort für ein
Atommüll-Endlager. Noch bis 2027 müssen sich die Einwohner gedulden, denn erst dann soll feststehen,
ob der örtliche Salzstock die Prüfungen der Phase eins erfolgreich bestanden hat und in die Phase zwei, die
übertägige Erkundung, aufgenommen wird. So hat es die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)
angekündigt, als sie kürzlich den neuesten Arbeitsstand in dem Verfahren vorstellte, erzählt Volker
Wollschläger, Sprecher der Bürgerinitiative (BI) Eitzendorf, die sich 2021 unter anderem mit dem Ziel
gründete, ein Endlager im Ort zu verhindern.

Aktuell werden entsprechende Dokumente und Karten gesichtet. Bei Potenzialflächen, die allerdings größer
als 16 Quadratkilometer sind – der Eitzendorfer Salzstock in steiler Lage erstreckt sich über 26
Quadratkilometer – soll eine neue wissenschaftliche Methode angewandt werden, die mehr Zeit in Anspruch
nimmt. Ende 2027 will die BGE dann Standortregionen für die übertägige Erkundung vorschlagen, die vor
Ort durch Anwendung von geowissenschaftlichen Messmethoden, wie Schallwellen in den Untergrund und
Bohrungen, auf ihre Eignung weitergehend untersucht werden sollen.

Volker Wollschläger nimmt stets an den Videokonferenzen der Bundesgesellschaft teil, informiert sich und
recherchiert selbst intensiv zu dem Thema. Er kann nicht verstehen, warum Eitzendorf immer noch als
möglicher Standort gehandelt wird: Wie kann es sein, dass man zweimal auf Salz setzt, trotz der negativen
Erfahrungen? Und sollen beim dritten Mal weitere Milliarden in den Sand gesetzt werden?, fragt er sich.

Damit nimmt Wollschläger unter anderem Bezug auf Gorleben, das 1977 als Standort für ein Endlager für
hoch radioaktiven Müll identifiziert worden war. Erst 2020 schied das Gelände endgültig aus, da
wissenschaftliche Erkenntnisse zeigten, dass der Salzstock geologisch ungeeignet war. Seitdem seien dem
Eitzendorfer zufolge Kosten in Höhe von rund zwei Milliarden Euro entstanden.

Medienspiegel vom 24. November 2025

EWN GmbH
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In Gorleben sind derzeit noch 113 sogenannte Castoren mit abgebrannten Brennelementen der stillgelegten
Kernkraftwerke zwischengelagert. Weitere befinden sich in anderen Atomkraftwerken, die mittlerweile außer
Betrieb sind. Es müssen Brennstäbe von insgesamt 1 900 Castoren in einem neuen Endlager
untergebracht werden. Doch die Zeit rennt: Laut Wollschläger handle es sich bei den Castoren nicht um
Lager-, sondern um Transportbehälter, die nur auf eine 40-jährige Nutzung ausgelegt seien. „Mit dem
angepeilten Ziel der BGE, 2031 ein Atommüll-Endlager gefunden zu haben, hätte es also noch
einigermaßen gematcht“, meint er. Im Gespräch seien nun aber auch die Jahre 2050 und 2074.

Darüber hinaus lagern im ehemaligen Salzbergwerk Asse (Wolfenbüttel) den Angaben des Eitzendorfers
nach derzeit 125 000 Fässer mit schwach- und mittelradioaktiven Abfällen. Dort sind sie allerdings nicht
sicher. „2010 gab es in der Asse einen Wassereinbruch“, berichtet Wollschläger. Die Behälter müssen
zurückgeholt und das Bergwerk anschließend stillgelegt werden – so lautet der gesetzliche Auftrag an die
BGE. Diese allerdings überlege, die Fässer aufgrund der Gefahr, die von den Arbeiten ausgeht, nicht zu
bergen, erzählt der BI-Sprecher und meint: „Das wäre fahrlässig, denn irgendwann kommt die Radioaktivität
an die Oberfläche.“ 4,7 Milliarden Euro seien bis heute in die Asse geflossen, hat er recherchiert.

Medienspiegel vom 24. November 2025

EWN GmbH
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